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Ausschuss für Kommunalpolitik 
 
 
47. Sitzung (öffentlich) 

6. Dezember 2013 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

9:30 Uhr bis 10:20 Uhr 

 

Vorsitz:  Christian Dahm (SPD) 

Protokoll: Günter Labes 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Entwurf einer Verordnung über die Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs für den Verkehrsflughafen Niederrhein 
(Fluglärmschutzverordnung Niederrhein – FluLärmNiederrheinV) 5 

Vorlage 16/1433 

In Verbindung mit: 

Entwurf einer Verordnung über die Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs für den Verkehrsflughafen Niederrhein 
(Fluglärmschutzverordnung Niederrhein – FluLärmNiederrheinV) 

Vorlage 16/1437 

Der Ausschuss stimmt ohne Aussprache einstimmig der 
Verordnung Vorlage 16/1433 zu. 

2 Entwurf einer Dritten Verordnung zur Änderung der 
Gewerberechtsverordnung – GewRV 6 

Vorlage 16/1432 
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In Verbindung mit: 

Nordrhein-Westfalen darf nicht Hort der Geldwäsche werden – 
Kommunen dürfen mit der Kontrolle des Geldwäschegesetzes nicht 
überfordert werden 

Antrag 

der Fraktion der CDU 

Drucksache 16/2633 

Der Antrag der CDU-Fraktion wird mit den Stimmen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen von CDU, 
FDP und Piraten abgelehnt. 

Der Ausschuss stimmt der Verordnung Vorlage 16/1432 mit 
den Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen bei 
Stimmenthaltungen von CDU, FDP und Piraten zu. – Damit 
ist der Ausschuss für Kommunalpolitik gehört worden. 

3 Kommunen fair behandeln – NRW braucht eine verlässliche und 
transparente Informationsgrundlage zum kommunalen Finanzbedarf 7 

Antrag 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 16/2883 

APr 16/320 (Protokoll der Anhörung) 

Der Antrag der FDP-Fraktion Drucksache 16/2883 wird ohne 
Debatte mit den Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen gegen die Stimmen von CDU und FDP bei 
Stimmenthaltung der Piraten abgelehnt. 

4 Gesetz zur Weiterentwicklung der politischen Partizipation in den 
Gemeinden und zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher 
Vorschriften 8 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/3967 

In Verbindung mit: 
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Kommunales Wahlrecht auch für Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürger 

Antrag 

der Fraktion der PIRATEN 

Drucksache 16/3244 

APr 16/408 (Protokoll der Anhörung) 

Der Änderungsantrag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
Piraten wird mit den Stimmen von SPD; Bündnis 90/Die 
Grünen und Piraten gegen die Stimmen von CDU und FDP 
angenommen. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 
16/3967 wird unter Einschluss der zuvor beschlossen 
Änderungen mit den Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und Piraten gegen die Stimmen von CDU und FDP 
angenommen. 

5 Bilanz für die Familie. Gute Rahmenbedingungen für ein 
familienfreundliches NRW – Familienförderung evaluieren und 
wirksamer gestalten 11 

Antrag 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 16/2118 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlagen 16/987 und 16/1288 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum gegenüber dem 
federführenden Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend 
abzugeben. 

6 Zensus 2011 – Kommunale Klagen gegen den Einwohnerschwund? 12 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 16/1447 

Der Ausschuss kommt überein, dieses Thema in einer der 
nächsten Ausschusssitzungen nach Vorliegen des 
endgültigen Berichts erneut auf die Tagesordnung zu setzen. 
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7 Remscheider Handymaststeuer gescheitert? 13 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 16/1441 

Der Ausschuss nimmt den Bericht der Landesregierung ohne 
Aussprache zur Kenntnis. 

8 Rücktrittsrecht für Bürgermeister und Landräte – Wie wird die 
Möglichkeit für gemeinsamen Kommunalwahltermin 2014 genutzt? 14 

Der Ausschuss nimmt einen mündlichen Bericht entgegen 
und wird sich nach Vorlage des schriftlichen Berichts in der 
Januar-Sitzung erneut mit dem Thema befassen. 

9 Kommunale Demokratie stärken – Rahmenbedingungen für das 
kommunale Ehrenamt weiter verbessern – Mehr Transparenz über 
die Arbeit in den kommunalen Vertretungen schaffen! 16 

Antrag 

der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der Fraktion der FDP und 

der Fraktion der PIRATEN 

Drucksache 16/3426 
 

Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU 

Drucksache 16/3546 

Der Ausschuss stimmt einstimmig der Einsetzung einer 
solchen Kommission zu. 

10 Verschiedenes 18 

* * * 
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